
Weisung eines Arbeitsplatzes bzw. Wohnraumes sehen. 
Vielmehr muß sie sich im Zusammenwirken mit ande­
ren gesellschaftlichen Kräften für die weitere Entwick­
lung des Entlassenen verantwortlich fühlen. Sie muß 
sehr sorgfältig mit dem jeweiligen Betrieb die Arbeits­
aufnahme des Betreffenden vorbereiten und den Be­
trieben ein umfassendes Persönlichkeitsbild des Ent­
lassenen vermitteln.
In welchem Maße die Wiedereingliederung von einer 
guten Arbeit der Abteilung Inneres abhängig ist, zei­
gen in anschaulicher Weise Briefe ehemaliger Straf­
gefangener an die Leiter der Strafvollzugsanstalten. So 
schrieb z. B. Frau L., die eine langjährige Freiheitsstrafe 
verbüßt hatte, an die Leitung der Strafvollzugsanstalt
H., daß sie glücklich darüber sei, nach ihrer Entlassung 
keinerlei Schwierigkeiten gehabt zu haben. Mit Unter­
stützung des Rates der Stadt sei ihr eine Wohnung 
zugewiesen worden, und sie habe auch eine zufrieden­
stellende Arbeit erhalten. Wörtlich heißt es dann in 
ihrem Brief:

„Es ist schön, wieder als geachteter Mensch leben zu
können, und ich wünsche allen anderen ebenfalls.

daß sie eine so große Unterstützung in allem finden 
wie ich.“

Andererseits gibt es auch Schx'eiben ehemaliger Straf­
gefangener an die Anstaltsleitung, in denen berechtigt 
die Arbeit staatlicher Organe kritisiert wird, weil 
ihnen z. B. einen Monat nach der Entlassung aus der 
Strafhaft noch keine Wohnung und keine Arbeit zuge­
wiesen worden war. Eine derartige Arbeitsweise zeigt, 
daß die betreffenden zuständigen örtlichen Organe die 
Bedeutung der Wiedereingliederung unterschätzen und 
in erheblichem Maße die Begehung neuer Gesetzesver- 
letzungen begünstigen. Oberflächliches, herzloses und 
engstirniges Verhalten gegenüber entlassenen Straf­
gefangenen gefährdet den Erziehungserfolg im Straf­
vollzug.
Die Wiedereingliederung entlassener Strafgefangener in 
das gesellschaftliche Leben stellt hohe Anforderungen 
nicht nur an die Mitarbeiter der Rechtspflegeorgane, 
sondern auch an die örtlichen Organe sowie an die 
Leiter sozialistischer Betriebe. Sie muß durch eine 
enge Zusammenarbeit mit den gesellschaftlichen Kol­
lektiven gewährleistet werden.
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Zum Inhalt und Aufbau der Begründung 
des verurteilenden Strafurteils erster Instanz

Die Partei der Arbeiterklasse und der Staatsrat for­
dern, die gesellschaftliche Wirksamkeit der Recht­
sprechung beim umfassenden Aufbau des Sozialismus 
zu erhöhen. Das verlangt auch eine Verbesserung der 
Qualität der Urteile.

„Das Urteil ist gewissermaßen das Spiegelbild der 
gesamten Tätigkeit aller Sicherheits- und Justiz­
organe sowie auch anderer staatlicher Organe und 
gesellschaftlicher Organisationen, soweit sie in dem 
konkreten Strafverfahren mitgewirkt haben.“1 

Diese richtige Feststellung H i n d e r e r s  zeigt, daß 
als Voraussetzung für die Erhöhung der Qualität des 
Urteils vor allen Dingen die Überwindung alter, ein­
gefahrener Gleise in der Arbeit der Strafrechtspflege- 
orgarie erforderlich ist. Sie orientiert vorrangig auf die 
Verbesserung der Ermittlungstätigkeit bei der Auf­
klärung eines begangenen Verbrechens. Die heute an 
die Tätigkeit der Sicherheits- wie der Justizorgane zu 
stellenden Anforderungen überschreiten jedoch in ver­
schiedener Hinsicht diese Aufgabenstellung.
Eine Straftat muß schnell und umfassend aufgeklärt 
werden, damit neue strafbare Handlungen verhindert 
werden. Dazu kann auch das Urteil beitragen.
Es kommt nicht nur darauf an, den der Tat zugrunde 
liegenden Widerspruch festzustellen, sondern vor allen 
Dingen darauf, die geeignetsten Maßnahmen anzuwen­
den, um diesen konkreten Widerspruch zu überwinden. 
Dabei geht es nicht schlechthin um die Erziehung des 
Gesetzesverletzers zur passiven Einhaltung unserer Ge­
setzlichkeit, sondern darum, den Rechtsverletzer be­
wußt in unsere Gesellschaft einzureihen und ihn zur 
aktiven Wahrnehmung seiner verfassungsmäßigen 
Rechte und zur Einhaltung seiner gesellschaftlichen 
Pflichten anzuhalten. Walter U l b r i c h t  wies auf der 
25. Tagung des Staatsrates darauf hin, daß es nicht 
mehr genüge, richtige, dem Gesetz entsprechende Ur­
teile zu fällen. Die Arbeit der Rechtspflegeorgane 
müsse vielmehr entscheidend dazu beitragen, die Ge-

l Hinderer, „Für eine hohe Qualität der Urteile“, NJ 1961 S. 
371 ft. (372).

setzesverletzer wieder zu tüchtigen Bürgern der Ge­
sellschaft zu erziehen, die die Gesetze unseres Arbeiter- 
und-Bauern-Staates achten2. Eine wichtige Aufgabe des 
Urteils ist es, hierzu den konkreten Weg zu weisen.
Die Forderung der Partei- und Staatsführung nach Er­
höhung der gesellschaftlichen Wirksamkeit der Recht­
sprechung kann nur erfüllt werden, wenn die Fest­
stellung der objektiven Wahrheit unter strenger Ein­
haltung der Gesetzlichkeit geschieht.
Im Programm der SED heißt esr

„Die allseitige Erforschung der Umstände der Tat 
und der Persönlichkeit des Täters, die genaue Be­
achtung des gesetzlichen Tatbestandes und der Pro­
zeßbestimmungen sind die Grundlage für die richtige 
Durchführung des gerichtlichen Verfahrens.“3 

Die Durchsetzung dieser Forderung ist die Garantie für 
ein gerechtes Urteil, das aktiv den sozialistischen Er­
ziehungsprozeß fördern kann.
Die genaue Beachtung und Einhaltung der strafpro­
zessualen Bestimmungen im gesamten Strafverfahren 
ist eine notwendige Voraussetzung für die Mobilisie­
rung der Werktätigen im Kampf gegen die Krimina­
lität. Eine ungerechtfertigte Hausdurchsuchung oder 
Beschlagnahme von Gegenständen oder eine gesetz­
widrige Inhaftierung stellt die Wirksamkeit des Straf­
verfahrens selbst bei einer hohen Qualität des Urteils 
in Frage.
Der Staatsrat hat in den Grundsätzen zum Erlaß über 
die Aufgaben und die Arbeitsweise der Organe der 
Rechtspflege auf die Notwendigkeit der allseitigen Ein­
haltung der Gesetzlichkeit bei der Erforschung der 
objektiven Wahrheit hingewiesen und gefordert, „noch 
stärker zu sichern, daß kein Bürger ungesetzlich und 
unbegründet beschuldigt oder ungesetzlichen Einschrän­
kungen seiner Rechte unterworfen wird. Alle Ermitt-

2 „Unser sozialistisches Recht dient dem Volk und seinem 
friedlichen Leben“, Schriftenreihe des Staatsrats der DDR, 
Nr. 5 3962, S. 50; NJ 1962 S. 753.
3 Neues Deutschland (Ausg. B) vom 25. Januar 1963, Beilage 
S. 27.

102

% %


